
Staatliches Amt...

Staatliches Amt für Atomsicherheit 
und Strahlenschutz der DDR: Organ 
des Ministerrats der DDR für die 
Planung, Koordinierung, Leitung und 
Kontrolle aller zentralen Maßnahmen 
der Atomsicherheit und des Strah­
lenschutzes mit dem Ziel, Leben, Ge­
sundheit und Sachgüter vor den Ge­
fahren der Kernenergie zu schützen. 
Für die Durchsetzung dieser Belange 
erläßt der Präsident des Amtes im 
Rahmen seiner Zuständigkeit An­
ordnungen und Durchführungsbe­
stimmungen und ist berechtigt, 
Strahlenschutzgenehmigungen für 
den Verkehr mit radioaktiven Stof­
fen, den Betrieb von Kernanlagen 
und Einrichtungen, die ionisierende 
Strahlung aussenden sowie für den 
Transport von radioaktiven Stoffen 
und Kernmaterial, zu erteilen.
Die Zusammenarbeit mit der DVP 
und die Präzisierung ihrer Aufgaben 
und Verantwortlichkeit ist weisungs­
mäßig geregelt. Die Strahlenschutz­
beauftragten der einzelnen Dienst­
stellen oder Dienstzweige (z. B. Kri­
minalpolizei) sind in diesem Rahmen 
für die Einhaltung und Durchsetzung 
der einschlägigen Rechtsvorschrif­
ten, Befehle und Weisungen sowie 
Formen der Zusammenarbeit ver­
antwortlich und leiten den spezia­
lisierten Einsatz der Kräfte und Mittel 
bei außergewöhnlichen Ereignissen 
oder Vorkommnissen an.

Staatliches Notariat: Organ des so­
zialistischen Staates, das auf der 
Grundlage der Verfassung, Gesetze 
und anderer Rechtsvorschriften im 
Bereich des zivilen Rechtsverkehrs 
Aufgaben des sozialistischen Rechts 
wahrnimmt und somit zur Verwirkli­
chung der sozialistischen Gesetzlich­
keit beiträgt. Seine Zuständigkeit 
erstreckt sich auf: Beurkundungen 
und Beglaubigungen; Entgegen­
nahme von Erklärungen, soweit dies 
in Rechtsvorschriften vorgeschrieben

ist; Testaments- und Erbschafts­
angelegenheiten (Nachlaßsicherung); 
Vormundschaften und Pflegschaften 
für volljährige Bürger sowie Auf­
hebungen von Kindesannahmen nach 
deren Volljährigkeit; Hinterlegung 
(Geld, Wertsachen) und ist auf die 
gesetzlich garantierten Rechte und 
Interessen der Bürger, staatlicher 
Organe, Betriebe und Einrichtungen 
sowie von gesellschaftlichen Organi­
sationen ausgerichtet. Die Berufung, 
Anleitung und Kontrolle des S. (auch 
der Einzelnotare) erfolgt durch den 
Minister für Justiz bzw. durch die von 
ihm beauftragten Direktoren der Be­
zirksgerichte.
Bei Feststellungen von Rechtsverlet­
zungen hat das S. Maßnahmen zu 
deren Beseitigung einzuleiten (z. B. 
Anzeigenerstattung). Die damit not­
wendig werdende Aufhebung der ge­
setzlich festgelegten Schweigepflicht 
der Notare kann nur durch den Ge­
schützten selbst oder in dessen Ab­
wesenheit durch den Direktor des 
Bezirksgerichts erfolgen, soweit nicht 
rechtlich vorgeschriebene Anzeige- 
und Mitteilungspflicht besteht.

Staatliche Versicherung der DDR:
Versicherungseinrichtung der DDR, 
die die vertraglich geregelten, frei­
willigen Versicherungsbeziehungen 
und Pflichtversicherungen der Perso­
nen-, Sach- und Haftpflichtversiche­
rung umfaßt. Sie ist Träger der So­
zialversicherung für Mitglieder so­
zialistischer Produktionsgenossen­
schaften, Handwerker, selbständige 
Erwerbstätige und Unternehmer 
sowie der freiberuflich Tätigen. Die 
—» Zusammenarbeit zwischen der S. 
und dem —» Untersuchungsorgan er­
gibt sich vor allem im Zusammen­
hang mit den durch Straftaten not­
wendig gewordenen Schadensre­
gulierungen, Feststellungen von 
Schadensumfang und Auszahlung 
der Versicherungsleistung, und der
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